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Rechtssatz 

Auch eine qualifizierte Untätigkeit von behördlichen Organen kann sich als Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt darstellen. Für die Bewertung von solchen 
Vorgangsweisen als Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt ist aber auch hier von Bedeutung, ob 
dadurch ein Eingriff in die Rechtssphäre des Betroffenen bewirkt wird und ob die Unterlassung in objektiver 
Hinsicht darauf abzielt, eine diesbezügliche Duldungspflicht des Betroffenen zu bewirken (vgl. VwGH 
24.3.2011, 2008/09/0075). 
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